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staatlichen Volksbildungsorgane und der Ge­
werkschaft Unterricht und Erziehung ein reiches 
kulturelles und geistiges Leben zum -eigenen 
und gesellschaftlichen Nutzen zu entwickeln.

(7) Absolventen der Lehrer- und Erzieherausbildung 
bedürfen vor allem während der ersten Jahre ihrer 
Tätigkeit der ständigen Anleitung und Hilfe. Für den 
fachgerechten Einsatz der Absolventen und für die An­
leitung und Hilfe sind die Leiter persönlich verantwort­
lich.

(8) Für die Lehrer, Erzieher und vLeiter an allgemein- 
bildenden Schulen gelten im übrigen die entsprechen­
den Bestimmungen über die Aufgaben, Pflichten und 
Rechte aus der Verordnung vom 12. November 1959 
über die Sicherung einer festen Ordnung an den all­
gemeinbildenden Schulen — Schulordnung — (GBl. 1 
S. 823).

Abschluß und Auflösung des Arbeitsvertrages 

§3

(1) Der Abschluß und die Auflösung von Arbeitsver­
trägen mit den Lehrkräften und Erziehern erfolgt durch 
den Rechtsträger der Einrichtungen (Rat des Kreises, 
Rat der Stadt, Betrieb usw.); bei Lehrern an Betriebs­
berufsschulen muß die Zustimmung des Rates des Krei­
ses, Abteilung Volksbildung, eingeholt werden. Der 
Minister für Volksbildung hat Musterarbeitsverträge zu 
veröffentlichen.

(2) Der Abschluß und die Auflösung von Arbeitsver­
trägen mit Erziehern gemäß § 1 Abs. 1 Buchst, g und 
mit Erziehern in Einrichtungen der beruflichen Reha­
bilitation erfolgt durch die Organe und Einrichtungen 
des staatlichen Gesundheits- und Sozialwesens. Ihre 
Tätigkeit richtet sich nach der medizinischen Zielsetzung 
der Kureinrichtungen.

(3) Absolventen der Lehrer- und Erzieherausbildung 
sind mit Wirkung vom 1. August des Jahres, in dem 
die Ausbildung beendet wird, einzustellen.

(4) Als Lehrkräfte und Erzieher im Sinne des § 1 
können in der Regel nur Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik eingestellt werden. Uber Ausnah­
men entscheidet das Ministerium für Volksbildung.

(5) Lehrkräfte und Erzieher müssen vor ihrer Ein­
stellung den Nachweis ihrer gesundheitlichen Eignung 
durch Gutachten des zuständigen Arztes erbringen.

(6) Bei der Besetzung der Volksbildungseinrichtun­
gen mit Lehrern und Erziehern, der Berufung und Ab­
berufung von Direktoren und Leitern von Einrichtungen 
sind die entsprechenden Bestimmungen über die Mit­
wirkung der örtlichen Volksvertretungen in der Ord­
nung vom 28. Juni 1961 über die Aufgaben und die 
Arbeitsweise der Stadtverordnetenversammlung und 
ihrer Organe in den kreisangehörigen Städten (GBl. I 
S. 123) und der Ordnung vom 28. Juni 1901 über die 
Aufgaben und die Arbeitsweise der Gemeindevertretung 
und ihrer Organe (GBl. I S. 139) zu beachten.

§4

(1) Die Kündigung der Arbeitsverträge vollbeschäftig­
ter Lehrkräfte ist beiderseits nur zum Ende eines Schul­
jahres bzw. Lehrjahres bzw. Studienjahres unter Ein­

haltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten und nach 
vorheriger Zustimmung durch die zuständige Betriebs­
gewerkschaftsleitung zulässig.

(2) Für vollbeschäftigte Erzieher mit pädagogi­
scher Ausbildung und für solche ohne pädagogische 
Ausbildung, die bis zum 31. Mai des laufenden Jahres 
bereits 1 Jahr tätig sind, gilt der Abs. 1 entsprechend.

(3) Bei der Kündigung von Arbeitsverträgen sind 
Lehrer, die mit mehr als 12 Pflichtstunden in der 
Woche beschäftigt werden, vollbeschäftigten Lehrkräf­
ten gleichgestellt.

§5

Berufswechsel

(1) Die Einstellung von ausgebildeten Lehrkräften. 
Erziehern und Leitern in zentrale und örtliche Organe 
des Staatsapparates, gesellschaftliche Organisationen, 
sozialistische Betriebe und andere ihnen gleichgestellte 
Einrichtungen ist nur mit Zustimmung des Rates des 
Bezirkes, in dessen Bereich der Betreffende zuletzt als 
Lehrkraft oder Erzieher tätig war, zulässig.

(2) Das gleiche gilt für die Einstellung der genannten 
Personen in andere Schulen oder Erziehungseinrich­
tungen über das bisherige Kreisgebiet bzw. über den 
Bereich des dem Rechtsträger der Einrichtung über­
geordneten Organs hinaus.

Berufung und Abberufung

§0

(1) Die Berufung und Abberufung von Direktoren 
oder Schulleitern an allgemeinbildenden Schulen, Volks­
hochschulen, Berufsschulen und Zentralberufsschulen 
erfolgt durch den Kreistag oder die Stadtverordneten­
versammlung in Stadtkreisen bzw. die Stadtbezirks­
versammlung in den Großstädten.

(2) Direktoren und deren Stellvertreter an Betriebs­
berufsschulen werden auf Vorschlag des Leiters des 
Betriebes nach Anhören des territorial zuständigen 
Rates des Bezirkes, Abteilung Volksbildung, vom Leiter 
des übergeordneten Fachorgans berufen und abberufen.

(3) Stellvertretende Direktoren an allgemeinbilden­
den Oberschulen, Volkshochschulen, Berufs- und Zen­
tralberufsschulen sowie Leiter von Erziehungseinrich­
tungen, einschließlich Jugendherbergen, werden vom 
Kreisschulrat im Aufträge des Rates des Kreises oder 
vom Stadt- bzw. Stadtbezirksschulrat im Aufträge des 
Rates der Stadt oder des Stadtbezirkes berufen und ab­
berufen.

(4) Die Direktoren und deren Stellvertreter an Ein­
richtungen zur Aus- und Weiterbildung von Lehrern, 
Lehrmeistern, Jugendfürsorgern und Heimerziehern, 
die dem Ministerium für Volksbildung unterstehen, 
werden vom Minister für Volksbildung berufen und 
abberufen.

(5) Die Direktoren und stellvertretenden Direktoren 
an Einrichtungen der Lehrer-, Lehrmeister- und Er- 
zieheraus- und -Weiterbildung und anderen Einrichtun­
gen der Volksbildung, die den Räten der Bezirke unter­
stehen, wrerden durch den Rat des Bezirkes berufen 
und abberufen. Die Direktoren und stellvertretenden


